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definitiv bereinigten Trockenwiesen und -weiden von nationaler Bedeutung) der Verordnung über 
den Schutz der Trockenwiesen und –weiden von nationaler Bedeutung (Trockenwiesenverord-
nung, TwwV) vom 13. Januar 2010 aufgeführt wird. Gemäss Artikel 19 Absatz 1 TwwV richtet sich 
der Schutz der in Anhang 2 aufgezählten Objekte bis zum Entscheid über ihre Aufnahme in An-
hang 1 nach Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe der Verordnung über den Natur- und Heimatschutz 
(NHV) vom 16. Januar 1991 sowie nach Artikel 10 TwwV. Dabei steht der Kanton in der Pflicht. 
Die Flächen werden dementsprechend mittels Bewirtschaftungsvereinbarungen nach den natur-
schützerischen Vorgaben bewirtschaftet bzw. gepflegt. 
 
1.6 Fruchtfolgeflächen 
Die im Zonenplan Landschaft zur Orientierung dargestellten Fruchtfolgeflächen basieren noch auf 
Daten des Kantonalen Richtplanes 2009. Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die im Kan-
tonalen Richtplan 2014 eingetragenen Fruchtfolgeflächen massgebend sind. 
 
1.7 Wanderwege im Strassennetzplan Landschaft 
Südlich der Ergolz fehlen teilweise die im Kantonalen Richtplan vom 8. September 2010 festgeleg-
ten Wanderwege. Die Fachstelle für Fuss- und Wanderwege ist allerdings daran, das kantonale 
Wanderwegnetz entsprechend den Qualitätszielen von ASTRA/Schweizer Wanderwege zu über-
prüfen und neu zu definieren. Der Gemeinderat wird ersucht, die fehlenden Wanderwege im 
Strassennetzplan Landschaft nach der kantonalen Überprüfung von der Gemeindeversammlung 
beschliessen zu lassen. 
 
1.8 Erschliessungsstrassen und –wege im Strassennetzplan Landschaft 
Im Strassennetzplan Landschaft sind unter anderem Erschliessungsstrassen (Zufahrt Deponie) 
und Erschliessungswege festgelegt, die im Wald liegen. Es wird insbesondere darauf hingewiesen, 
dass diese Strassen und Wege Waldareal darstellen und betreffend deren Ausbau und Unterhalt 
die Waldgesetzgebung massgebend ist. 
Im Übrigen kann mit der Aufnahme von Erschliessungsstrassen und –wege in den Strassennetz-
plan Landschaft kein Recht auf Erweiterung oder Ausbau abgeleitet werden. 
 
1.9 Hinweis zu neuer kantonalen Radroute 
Die kantonale Radroute Sissach-Thürnen, die derzeit im Bau ist, quert neu die Parzelle Nr. 1285 
und liegt damit innerhalb des Perimeters des Strassennetzplanes Landschaft. 
 
2. Zweckmässigkeitsprüfung gemäss § 31 Absatz 5 RBG 
Keine Bemerkungen. 
 
D. Unerledigte Einsprache:  
 
1. Die kantonale Verwaltungsgesetzgebung kennt keine Verfahrensvorschriften darüber, in wel-
cher Form Einspracheentscheide im Zusammenhang mit Gemeindebeschlüssen zu erlassen sind. 
Es steht daher nichts entgegen und es erscheint in Anbetracht des sachlichen Zusammenhanges 
sowie aus Zweckmässigkeitsgründen gerechtfertigt, unerledigte Einsprachen mit dem Entscheid 
über die Genehmigung im gleichen Beschluss zu behandeln. 
 
2. Im Raumplanungs- und Baugesetz ist die regierungsrätliche Überprüfungsbefugnis bei unerle-
digten Einsprachen nicht speziell geregelt. Artikel 33 RPG verlangt hingegen bei Einsprachen, die 
sich gegen Nutzungspläne richten, die volle Überprüfung. Somit ist der Regierungsrat berechtigt 
und verpflichtet, bei unerledigten Einsprachen sowohl die Recht- als auch die Zweckmässigkeits-
kontrolle auszuüben. 
 
3. Nicht eingetreten werden kann im Rahmen dieses Verfahrens auf allfällige Entschädigungsfor-
derungen. Solche Begehren können, gestützt auf die §§ 78 und 79 RBG sowie in Verbindung mit § 
97 des Gesetzes über die Enteignung vom 19. Juni 1950 (EntG), erst geltend gemacht werden, 
wenn ein materieller Nachteil tatsächlich vorliegt, d.h. frühestens nach Inkrafttreten der entspre-
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der Parzelle Nr.  aufwändig als Magerwiese mit Hochstammobstbäumen unterhalten und erhal-
ten werden müsse, während andere Grundeigentümer in unmittelbarer Nähe ihre Parzellen sich 
selbst überlassen würden. Allein die Kosten, um den Steilhang mit hohem Gras zwei Mal jährlich 
mähen zu lassen, seien beträchtlich. Wenn das Sonderopfer tatsächlich erwartet würde, wäre zu-
mindest die finanzielle Entschädigung vom Gemeinderat schriftlich zuzusagen, denn dieser befin-
de letztlich über die Ausrichtung finanzieller Beiträge.  
 
Der Regierungsrat nimmt zur Einsprache wie folgt Stellung: 
Der vorliegende Zonenplan Landschaft weist auf den der Parzelle Nr.  angrenzenden Parzellen 
kein Wald sondern Hecken und Feldgehölze auf. Es gilt jedoch zu beachten, dass gemäss Bun-
desgesetz über den Wald (WaG) vom 4. Oktober 1991 ausserhalb der Bauzonen die dynamische 
Waldgrenze gilt. Im Zonenplan kann daher nicht festgelegt werden, welche Flächen als Wald gel-
ten. Massgebend, ob eine Fläche als Wald gilt oder nicht, sind die Verhältnisse vor Ort. Das Wald-
areal untersteht im Übrigen der Waldgesetzgebung und darf nicht gerodet werden. 
Der Gemeinderat ist gestützt auf Ziffer 5 Absatz 4 des Zonenreglementes Landschaft verpflichtet, 
mit allen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer der Naturschutzzone "Rebberg" Pflegeplä-
ne zu erarbeiten, in denen unter anderem Pflegemassnahmen und Finanzierung festgelegt wer-
den. In seiner Stellungnahme zur Einsprache bekräftigt der Gemeinderat auch das Interesse am 
Erhalt der Magerwiesen sowohl auf der Parzelle Nr.  als auch auf allen anderen Parzellen. Er 
anerkennt auch den von den Eigentümern der Parzelle Nr.  geleistete Sondereinsatz bei der 
Pflege der Magerwiese und der Hochstammobstbäume und wird sich dafür einsetzen, dass die 
Eigentümer bei der Leistung dieses Einsatzes unterstützt werden. Im Übrigen regelt der Gemein-
derat nach Ziffer 29 Absatz 2 des Zonenreglementes Landschaft unter anderem wie das für den 
Naturschutz zur Verfügung stehende Geld für erschwerte Bewirtschaftung und besondere Leistun-
gen verwendet wird. Darüber kann jedoch in diesem Verfahren eben so wenig entschieden werden 
wie über Unterstützung bei der Vornahme von Pflegemassnahmen. 
 
Die Einsprache muss, soweit darauf eingetreten werden kann, als unbegründet abgewiesen wer-
den. 
 
 
2. Beschlüsse 
://: 1. Die Einsprache von  und  wird, soweit darauf einge-

treten werden kann, als unbegründet abgewiesen. 
 
 2. Der von der Einwohnergemeindeversammlung Sissach am 17. Juni 2015 beschlossene 

Zonenplan Landschaft, das Zonenreglement Landschaft und der Strassennetzplan Land-
schaft werden im Sinne der Erwägungen genehmigt und damit allgemeinverbindlich er-
klärt. 
 

 3. Massgebend sind die mit den Inventarnummern 62/ZPL/3/0 (Zonenplan Landschaft), 
62/ZRL/3/0 und 62/LES/1/4 (Zonenreglement Landschaft) sowie 62/SPL/1/0 (Strassen-
netzplan Landschaft) versehenen Exemplare der Pläne und des Reglementes. 

 
 4. Mit dem vorliegenden Beschluss werden die Zonenvorschriften Landschaft (62/ZPL/2/0 

und 62/ZRL/2/0) inkl. aller Mutationen aufgehoben. 
 
 5. Die Ziffer 2 dieses Beschlusses ist gestützt auf § 9 der Geschäftsordnung des Regie-

rungsrates im Amtsblatt zu veröffentlichen. 
 
 6. Die Gemeinde wird aufgefordert, bei der Veröffentlichung der Pläne und der Reglemente 

(im Internet und in Papierform) die regierungsrätlichen Eintragungen (Erwägungen) zu 
übernehmen. 

 
 






